Außerordentliche Beilage 


zum Amts- Blatt Nro. 17. der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Marienwerder, den 25. April 1877. S 


Inſtruction 


zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Vertheilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtücks⸗ 
theilungen und die Gründung neuer Anſiedlungen in den Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen vom 25. Auguſt 1876 (Geſ.⸗S. S. 405). 


Auf Grund von § 26 des Geſetzes vom 25. 
Auguſt 1876 (Geſ.⸗S. S. 405) beſtimmen wir Fol: 
gendes: 


J. Vertheilung der öffentlichen La 
Grundſtückstheilungen. 


SL In 8 3 des Geſetzes iſt als regelmäßiger 
Maßſtab für die Vertheilung der im § 2 bez ichneten 
Laſten die Grund⸗ und Gebäudeſteuer vorgeſchrieben. 

Demzufolge ſind die Grundſteuer⸗Reinerträge 
beziehungsweiſe die Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthe 
nicht unmittelbar, ſondern die darnach berechneten 


ſten bei 


Steuerbeträge zum Vertheilungsmaßſtab zu nehmen. 

Wenn daher das getheilte Grundſtück grundſteuer⸗ | 
freie Liegenschaften, oder gebäudeſteuerfreie Gebäude 
umfaßt, welche bei der Laſtenvertheilung berückſichtigt 
werden muſſen, oder wenn aus den im zweiten Ab⸗ 
ſatze des § 3 des Geſetzes bezeichneten Gründen eine 
anderweite Ermittelung des Reinertrages beziehungs⸗ 
weiſe Nutzungswerthes ſtatt zu finden hat, ſo iſt Be⸗ 
hufs Herſtellung des Vertheilungsmaßſtabes nach dem 
in den Grundſteuerbüchern eingetragenen oder neu zu 
ermittelnden Reinertrage beziehungsweiſe nach dem zu 
ermittelnden Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthe unter An: 
wendung des beſtehenden Steuerprozentſatzes die Steuer 
zu berechnen, welche zu entrichten ſein würde, wenn 
den Liegenſchaften oder Gebäuden die Steuerfreiheit 
nicht zuſtände beziehungsweiſe wenn der neu ermittelte 
Reinertrag oder Nutzungswerth auch für die Höhe der 
Grund⸗ oder Gebäudeſteuer maßgebend wäre. 

§ 2. Die Fälle des Abſatzes 2 im $ 3 des Ge⸗ 
ſetzes, in welchen der Maßſtab der Grund⸗ und Ge⸗ 
bäudeſteuer für die Laſtenvertheilung nicht anwendbar 
iſt, oder von dem Verhältniſſe des Ertrags⸗(Nutzungs) 
Werrhes der einzelnen Theilſtücke erheblich abweicht und 
daher deren Ertrags⸗ (Nutzungs-) Werth behufs der 
Vertheilung beſonders zu ermitteln iſt, werden insbe⸗ 
ſondere vorkommen: 

1. in Betreff der Liegenschaften: 

a. wenn das getheilte Grundſtück unter Zu⸗ 
ſammenfaſſung der in demſelben vorkom⸗ 
menden Bonitätsverſchiedenheiten im Wege 
der Compenſation einheitlich eingeſchätzt iſt 
(8. 39 der Anweiſung vom 21. Mai 1861 
(8.6. S. 257) und die Sonderung der 


auf die einzelnen Theilſtücke entfallenden 
verſchiedenen Bonitätsklaſſen auch behufs 
der Grundſteuerfortſchreibung (§ 35 des 
Geſetzes vom 8. Februar 1867 der G.⸗S. 
S. 185) nicht ſtattfindet oder 

wenn der Kulturzuſtand einzelner Theil: 
ſtücke, in welche das Grundſtück zerlegt iſt, 
ſeit der Grundſteuer⸗Einſchätzung weſentlich 
verändert worden iſt: 

2. in Betreff der Gebäude: 

a. wenn dieſelben zur Gebäudeſteuer nicht ver: 
anlagt ſind, oder 
b. wenn die zu vertheilenden Abgaben nicht 

nur auf dem Gebäude ſelbſt, ſondern auch 

auf einem der Gebäudeſteuer nicht unter⸗ 

worfenen Zubehör, z. B. der Waſſerkraft 

einer Mühle ruht, oder 

. wenn die Beſchaffenheit der Gebäude ſich 
ſeit ihrer Veranlagung zur Gebäudeſteuer 
erheblich verſchlechtert hat, oder 

wenn von ländlichen Gebäuden, deren 
Nutzungswerth gemäß § 7 des Gebäude: 
ſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861 (G.⸗S. 
S. 317) mit Rüdfiht auf den wirthſchaft⸗ 
lichen Reinertrag der dazu gehörigen Be: 
ſitzungen bemeſſen worden iſt, die Letzteren 
ganz oder zum größten Theil abgezweigt 
worden ſind. 

$ 3. Bei der beſonderen Ermittelung des Er: 

trags⸗ (Nutzungs-) Werthes (88 1 und 2) find die für 
die Grund⸗ und Gebäudeſteuer beſtehenden Vorſchriften 
zum Anhalt zu nehmen (Schlußſatz im 8 3 des Ge: 
ſetzes vom 25. Auguſt 1876.). 

Die diesfälligen Vorſchriften ſind insbeſondere 

enthalten: 

a. in den SS 3 bis 7 und $ 39 der Anweiſung 
vom 21. Mai 1861 für das Verfahren be⸗ 
Ermittelung des Reinertrages der Liegen⸗ 
ſchaften behufs anderweiter Regelung der 
Grundſteuer (G ⸗S. S. 257.). 

in den „Allgemeinen Grundſätzen bei Ab⸗ 
ſchätzung des Reinertrages der Liegenſchaften“ 
vom 21 Mai 1861 (G.⸗S S. 312.). 

6. im § 35 des Geſetzes vom 8. Februar 1867, 
betreffend die definitive Untervertheilung und 


— 


Erhebung der Grundſteuer in den 6 öftlichen 
Provinzen des Staates ꝛc. (G.⸗S. S. 185), 
in den 88 4 bis 8 des Geſetzes vom 21. Mai 
1861, betreffend die Einführung einer allge⸗ 

meinen Gebäudeſteuer (G.⸗S. S. 317.), 

in den zu den vorgedachten Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen ergangenen Ausführungs⸗Anwei⸗ 
ſungen. 

$ 4 Die nach den Vorſchriften unter Nr. 7 
und 8 im § 3 des Gebäudeſteuergeſetzes vom 21. Mai 
1861 (G.⸗S. S. 317) von der Gebäudeſteuer befreiten 
Gebäude, und zwar: 

a. diejenigen unbewohnten Gebäude, welche nur 
zum Betriebe der Landwirthſchaft, z. B. zur 
Unterbringung des Wirthſchaftsviehes, der 
Wirthſchaftsgeräthe, der Bodenerzeugniſſe u. |. w. 
beſtimmt ſind, nicht minder 

ſolche zu gewerblichen Anlagen gehörigen Ge⸗ 
bäude, welche zur Aufbewahrung von Brenn⸗ 
materialien und Rohſtoffen, ſowie als Stal⸗ 
lung für das lediglich zum Gewerbebetriebe 
beſtimmte Zugvieh dienen; 

endlich 

6. die zu Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungs⸗An⸗ 

lagen dienenden unbewohnten Gebäude 
werden in der Regel auch bei der Vertheilung der im 
$ 2 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 bezeichneten 
Laſten nicht berückſichtigt. 

Wenn wegen eingetretener erheblicher Ver⸗ 
minderung des Grundſteuer⸗Reinertrages der Liegen⸗ 
ſchaften oder des Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthes der 
Gebäude ($ 2 Nr. 1 b. und Nr. 2 c. d.) der volle Be⸗ 
trag der Grund⸗ beziehungsweiſe Gebäudeſteuer Héi zum 
Maßſtabe für die Abgabenvertheilung nicht eignet, ſo 
kann die Grund⸗ beziehungsweiſe Gebäudeſteuer mit 
nur einer Quote in Anſatz gebracht werden. 

$ 6. Die zur Vertheilung der Renten erforder⸗ 
lichen Werthsermittelungen (§ 3 des Geſetzes vom 25. 
Auguſt 1876) hat der Kataſter⸗Controleur, nöthigen⸗ 
falls unter Zuziehung von Kachverſtändigen, vorzu⸗ 
nehmen. 

Der Vertheilung der übrigen im § 2 a. a. O. 
bezeichneten Abgaben und Leiſtungen ſind in der Regel 
die für die Rentenvertheilung ermittelten 
A (Nutzungs-) Werthe zum Grunde 
u legen. 

8 Wenn dies, weil Renten nicht zur Vertheilung 
gekommen, oder aus anderen Gründen nicht angänglich 
iſt, ſo liegt die erforderliche beſondere Werthsermit⸗ 
telung den nach $ 7 mit der Vertheilung betrauten 
Organen ob. Auf Antrag derſelben hat dabei der Ka⸗ 
taſter⸗Controleur gegen den Empfang der tarifmäßigen 
Gebühren beziehungsweiſe Tagegelder und Reiſekoſten 
Hülfe zu leiſten. 

§ 7. Bei der Vertheilung von Natural⸗Abgaben 
iſt die Zerſplitterung in unmeßbare Bruchtheile nach 
Möglichkeit dadurch zu vermeiden, daß nicht jedem 
Trennſtück von jeder Leiſtung ein Theil, ſondern dem 


2 


einen Trennſtück die eine, dem anderen die andere Ab⸗ 
gabe auferlegt wird. (Motive zu dem Geſetz vom 25. 
Auguſt 1876 Seite 29 in Nr. 47 der Druckſachen des 
Hauſes der Abgeordneten, 1876.) 

. Eine ſolche Ausgleichung wird jedoch nur inſo⸗ 
weit ausführbar ſein, als die betreffenden Abgaben ge: 
mäß den BR 2 und 7 des Geſetzes in einem und dem⸗ 
ſelben Verfahren zu vertheilen ſind. 

$ 8. In denjenigen Fällen, in welchen die Laſten 
nur auf einzelnen Theilen des zerſtückelten Grundſtücks 
ruhen, iſt der Reinertrag für dieſe Theile beſonders zu 
ermitteln, falls derſelbe ſich nicht ſchon unmittelbar 
aus den Grundſteuer⸗Mutterrollen ergiebt. 

Im Anſchluß hieran iſt die Laſtenvertheilung 
nach den Grundſätzen der 88 1 bis 7 dieſer Inſtruk⸗ 
tion weiter zu bewirken. 

8 9. Bei der Rentenvertheilung (88 4 bis 6 
des Geſetzes) iſt im Uebrigen nach der beigefügten 
Spezial⸗Anweiſung zu verfahren. 

$ 10. Behufs. Vertheilung der aus dem Kirchen⸗, 
Pfarr⸗, Schul⸗ und Gemeinde Verbande entſpringenden 
Laſten ($ 7 des Geſetzes) hat gemäß $ 8 daſelbſt der 
Landrath, in Stadtkreiſen der Gemeinde⸗Vorſtand jedem 
der zur Vertheilung berufenen Organe eine Abſchrift 
des beſtätigten Rentevertheilungsplans, oder, wenn 
ſolcher nicht aufzuſtellen war, einen Auszug aus den 
Grundſteuerfortſchreibungs⸗Protokollen nebſt den erfor⸗ 
derlichen Angaben hinſichtlich der Gebäudeſteuer mitzu⸗ 
theilen. Der Landrath (Gemeindevorſtand) erhält dieſe 
Unterlagen von dem Kakaſter⸗Controleur, welcher deren 
Ueberſendung nur zu unterlaſſen hat, wenn es nach 
3 10 des Geſetzes der förmlichen Abgaben⸗Vertheilung 
nicht bedarf. Ob die Vorausſetzungen des § 10 a. a. O. 
vorliegen, wird der Kataſter⸗Controleur der Regel nach 
nur in dem Falle unter a. (Zertheilung ſtädtiſcher 
Grundſtücke) zu beurtheilen in der Lage ſein. Es hat 
daher der Landrath (Gemeindevorſtand) nach Empfan 
der Unterlagen jedesmal noch ſeinerſeits zu prüfen, ob 
einer der Fälle des § 10 vorliegt. 

Der Fall unter b., daß Leiſtungen von dem Be⸗ 
ſitzer eines jeden Grundſtücks ohne Rückſicht auf deſſen 
Beſchaffenheit oder Größe aufzubringen find, kommt 
nicht häufig vor. 

Um ſo wichtiger iſt die Beſtimmung unter c., 
welche alle nach dem Verhältniß der Staatsſteuern zu 
vertheilenden Leiſtungen von dem förmlichen Verthei⸗ 
lungs⸗Verfahren ausnimmt. Zufolge dieſer Beſtim⸗ 
‚mung bedarf es in denjenigen Kirchen⸗, Pfarr-, Schul: 
‚und Gemeindeverbänden, in welchen ſämmtliche in Be⸗ 
tracht kommenden Laſten nach dem Staatsſteuerfuß auf⸗ 
gebracht werden, des Verfahrens nach dem vorliegenden 
Geſetz überhaupt nicht. Die Landräthe (Gemeindevor⸗ 
ſtände) haben feſtzuſtellen, in welchen Verbänden dies 
der Fall iſt, das Reſultat in eine Nachweiſung aufzu⸗ 
nehmen und dieſe bei der Gegenwart zu erhalten. Nur 
in den in die Nachweiſung nicht aufgenommenen Ver⸗ 
bänden ift die Vertheilung nach 88 7 ff. des Geſetzes 
zu veranlaſſen. 


Ob gemäß der Beſtimmung unter d. von der (Landrath), in Stadtkreiſen bei dem Bezirks⸗Verwal⸗ 
wechſelſeitigen Laſtenübertragung auf vertauſchte Grund⸗ tungsgerichte (Regierung) anzubringen, offenſtehe, wi⸗ 
ſtückstheile Gebrauch gemacht wird, hängt von dem drigenfalls die Vertheilung vollſtreckbar werde. 
Einverſtändniß der Theilſtücksbeſitzer und der Abgaben⸗ Von mehreren Miteigenthümern hat nur Einer 
Berechtigten ab. Wenn ein zur Anwendung jener Be⸗ auf eine Ausfertigung des Vertheilungs⸗Plans Anſpruch. 
ſtimmung geeigneter Tauſch vorliegt, ſind die Verthei⸗ Die Patronats⸗Aufſichtsbehörde empfängt auch im 
lungsorgane auf dieſelben bei Zuſtellung der Unter⸗ Fall der Publizirung zu Protokoll eine e 
lagen aufmerkſam zu machen. Auch den übrigen Betheiligten find auf Verlangen Ab⸗ 

$ 11. Nur diejenigen aus dem Kirchen⸗, Pfarr-, ſchriften des pub lizirten Plans zu vertheilen. 
Schul und Gemeindeverbande entſpringenden Laſten, 
welche auf dem Grundbeſitz haften oder mit Rückſicht 
auf Grundbeſitz zu entrichten ſind, unterliegen den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes. Alle perſönlichen Abgaben und 
Leiſtungen bleiben von dem Bertheilungsverfahren aus⸗ 
geſchloſſen. Zu der letzteren Kategorie gehören die 
meiſten Kirchenbaulaſten, welche eine in jedem einzelnen 
Baufalle beſonders umzulegende perſönliche Laſt der 
Eingepfarrten zu bilden pflegen. Schulabgaben ding⸗ 
licher Natur kommen nur vereinzelt vor, da ſowohl die 
Koſten der Schulunterhaltung als der Bauten faſt über⸗ 
all entweder von den Hausvätern oder von der poli⸗ 
tiſchen Gemeinde zu tragen ſind. 

Bezüglich der ländlichen Gemeinde⸗Abgaben 29 
GE Bezugnahme des 10 75 wl die 1 E in 
geck beachten, Sege e Abänderung ern rechtskräftige Urtheil des Verwaltungs- Gerichts erſetzt 
gänzung der Ortsverfaſſung in Ansehung des Map- nicht die im § 13 unbedingt vorgeſchriebene, polizei⸗ 
ſtabes der Vertheilung der Gemeinde⸗Abgaben oder roue ſondern bildet nur die Grundlage 
Aung an ien er, SC der der 815. Diejenigen Bestimmungen ber beſtehenden 
näher geregelten (durch § 42 des Geſetzes vom 26. Juli n aud e Ne welche die Er⸗ 
1876, betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungs Gah Roll er ee Iw ähe von 7 Be: 
Behörden ꝛc. modifizirten) Verfahren herbeizuführen schränkungen unterwerfen, bleiben nach $ 24 Abſatz 2 
ſind. 


II. Gründung neuer Anſiedelungen. 


$ 14. Die Genehmigung und Verſagung neuer 
Anſiedelungen, welche bisher in den Kreisordnungs⸗ 
Provinzen dem Kreisausſchuß und in den Provinzen 
Poſen und Weſtfalen dem Landrath (Nagiſtrat) zuſtand, 
iſt durch $ 13 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876, fo: 
weit es ſich nicht um die Anlegung einer Kolonie han⸗ 
delt ($$ 18, 19), überall der Ortspolizeibehörde über⸗ 
Dach deren Verfahren die 88 14 bis 17 im Einzelnen 
regeln. 

Wie der Zuſammenhang der 88 13 und 17 
ergiebt, bedarf es der Anſiedelungsgenehmigung durch 
die Ortspolizeibehörde auch dann, wenn Einſpruͤche im 
Verwaltungs⸗Streitverfahren zurückgewieſen find. Das 


des Geſetzes unberührt. Mit Rückſicht hierauf iſt, 
wenn ein Gebäude in einer geringeren als derjenigen 
Entfernung von einer Forſtgrenze errichtet werden ſoll, 
welche die gedachten Beſtimmungen als die geringſte 
vorſchreiben, innerhalb deren Gebäude überhaupt er⸗ 
richtet werden dürfen, die in § 16 des Geſetzes vorge⸗ 
ſchriebene Benachrichtigung ſtets auch an den Vorſteher 
desjenigen Gemeinde⸗ (Guts⸗) Bezirks zu richten, wel⸗ 
chem der betreffende Forſt angehört, gleichviel ob das 
zu beſiedelnde Grundſtück mit dem Forſt beziehungs⸗ 
weiſe dem Gemeinde⸗ (Guts⸗) Bezirke grenzt oder 
von demſelben durch dazwiſchen liegende Grundſtücke 
dritter Eigenthümer getrennt wird. 

In gleicher Weiſe iſt, wenn einer beabſichtigten 
Anſiedelung diejenigen Beſtimmungen entgegenſtehen, 
welche die Errichtung von Gebäuden in der Nähe von 
Eiſenbahnen und der im $ 24 Abſatz 2 ſonſt genann⸗ 
ten Anlagen ꝛc. beſchränken, die im § 16 vorgeſchrie⸗ 
bene Benachrichtigung ſtets auch an den Vorſteher 
desjenigen Gemeinde (Guts) Bezirks zu richten, in 


Dem vorſtehend Bemerkten entſprechend ſind die 
Vertheilungs Behörden auf die Grenzen ihrer Thätigkeit 
hinzuweiſen. 

Zum Anhalt für das Vertheilungs Geſchäft find 
den im § 7 des Geſetzes bezeichneten Behörden Muſter⸗ 
formulare mitzutheilen. Ein hier entworfenes For⸗ 
mular zur Vertheilung von Kirchen⸗ und Pfarrabgaben 
liegt bei. Daſſelbe ſetzt die vorherige Vertheilung von 
Renten voraus. Wo ſolche nicht ſtattgefunden hat, 
werden an Stelle der Rentenbeträge (Spalte 4) die 
Grund: und Gebäudeſteuer⸗Beträge und deren Summen, 
oder, wo beſondere Werthermittelungen erforderlich ſind, 
die Reſultate derſelben anzugeben ſein. 

§ 13. Nach § 9 des Geſetzes ift die Vertheilung 
den Betheiligten, und wenn Patronatslaſten zur Ver 
theilung kommen, auch der Patronats⸗Aufſichtsbehörde 
bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann ent⸗ 
SC zu Protokoll ge RG Gg dë 1 5 
ertigung des Vertheilungsplanes an jeden Betheiligten ̃; ei 
gegen Empfan 4 e geſchehen. Die Bekannt welchem die betreffende Eiſenbahnſtrecke ꝛc. belegen iſt. 
machung hat mit der Eröffnung zu erfolgen, daß $ 16. Bei Eröffnung des di: Anſiedelungs⸗Ge⸗ 
innerhalb 21 Tagen nach der erſteren den Betheiligten nehmigung verſagenden oder Einſprüche zurückweiſenden 
und der Patronats⸗Aufſichtsbehörde die Klage im Ver⸗ Vorbeſcheides (8 17) find die Betheiligten gemäß $ 29 
waltungs⸗Streitverfahren, welche bei dem Kreisausſchuß des Geſetzes vom 26. Juli 1876, betreffend die Zuſtän⸗ 
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digkeit der Verwaltungsbehörden ꝛc. (G.⸗S. S. 297) ltrungs grote (88 4 bis? der Inſtruk⸗ 


über das ihnen zuſtehende Rechtsmittel, die Friſt zur tion vom 7. Februar 1874) vor dem 1. Ja⸗ 
Einlegung deſſelben und die Folgen der Verſäumniß nuar 1877 noch nicht abgehalten iſt; in diefem 
zu belehren. Dies iſt auch in den Provinzen Poſen Falle iſt, unter Aufhebung des etwa bereits 
und Weſtfalen zu beachten. angeſetzten Termins, nach §§ 7 ff. des neuen 
| Geſetzes zu verfahren; bedarf es der fürmli- 
III. Schluß: und Uebergangs⸗Beſtim⸗ chen Vertheilung nach dem neuen Geſetze nicht, 
mungen. ſo ſind die Vorverhandlungen zu reponiren. 
$ 17. Bei den Landtags⸗ Verhandlungen über 3. In der Provinz Poſen ſind diejenigen Ab⸗ 
das Zuſtändigkeitsgeſetz, welche gleichzeitig mit der Be⸗ gaben Regulirungs⸗Verhandlungen, in welchen 
rathung des vorliegenden Geſetzes ſtattfanden, kam ein die Betheiligten gemäß § 9 des Geſetzes vom 
Vorſchlag zur Erörterung, welcher Stadtgemeinden mit 3. Januar 1845 vor dem 1. Januar 1877 
einer gewiſſen Einwohnerzahl von der Zuſtändigkeit des bereits gehört ſind, nach den bisherigen Vor⸗ 
Kreisausſchuſſes in Angelegenheiten der allgemeinen ſchriften zu Ende zu führen, anderenfalls iſt 
Landesverwaltung ausgenommen wiſſen wollte. Aus die Vertheilung der Renten durch den Kataſter⸗ 
dieſer Veranlaſſung find in dem § 22 des vorliegenden Controleur nach 88. 4 ff. des neuen Geſetzes 
Geſetzes Beſtimmungen für den Fall aufgenommen zu veranlaſſen und hinſi ttlich der Kirchen-, 
worden, daß jener Vorſchlag Geſetzeskraft erlangte. Pfarr⸗ Schul⸗ und Gemeindeabgaben gemäß 
Letzteres iſt nicht geſchehen. Mithin treten die Beſtim⸗ BS 7 ff. zu verfahren. 
mungen des BS 22 nicht in Geltung. 4. In den Provinzen Poſen und Weſtfalen ſind 
$ 18. Das Geſetz vom 25. Auguſt 1876 iſt Anſiedelungsſachen, in denen am 1. Januar 
nach § 24 mit dem 1. Januar 1877 an Stelle der 1877 die Entſcheidung erſter Inſtanz bereits 
daſelbſt bezeichneten früheren Vorſchriften getreten, welche getroffen iſt, nach den bisherigen Vorſchriften 
durch das ſeit dem 1. Oktober 1876 geltende Zuſtän⸗ zu Ende zu führen. Iſt in unterſter Inſtanz 
digkeitsgeſetz vom 26. Juli 1876 nicht berührt worden noch nicht entſchieden, ſo ſind die Verhand⸗ 
find (ve Reiche § 176 daſelbſt). lungen an die Ortspolizeibehörde zum Ver⸗ 
Die Vorſchriften des neuen Geſetzes finden An⸗ fahren nach Abſchnitt II. des neuen Geſetzes 
wendung: | abzugeben. In derſelben Art find Anträge 
1. auf Rentenvertheilungsſachen, wenn die An⸗ wegen Anlegung einer Kolonie in einem Stadt⸗ 
hörung der Betheiligten über den von dem kreiſe zu behandeln. Iſt über die Anlegung 
Landrath (Magiſtrat) entworfenen Verthei⸗ einer Kolonie in einem Landkreiſe zu ent⸗ 
lungsplan ($ 2 der Inſtrukrion vom 7. Fe⸗ ſcheiden, ſo ſind die Verhandlungen von dem 
bruar 1874 Miniſt.⸗Bl. S. 37) noch nicht Landr the nach Maßgabe des neuen Geſetzes 
ſtattgefunden hat; die bis dahin gepflogenen weiter zu führen. 
Vorermittelungen ſind, unter Aufhebung des In den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pom⸗ 


etwa bereits anberaumten Vernehmungstermins mern, Schleſien und Sachſen werden Zweifel über die 
zur weiteren Veranlaſſung nach 38 4 ff. des Zuſtändigkeit in Anſiedlungsſachen, welche vor dem 1. 
neuen Geſetzes an den Kataſter⸗Controleur ab⸗ Januar 1877 anhängig geworden ſind, nach 
zugeben; Maßgabe des § 83 des Geſetzes vom 3. Juli 1875, 

2. auf ſonſtige Abgaben - Vertheilungs = Sachen, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte ꝛc. 
wenn der Termin zur Aufnahme der Regu-⸗(G.⸗S. S. 375) zum Austrage zu bringen fein. 


Berlin, den 10. Marz 1877. 
Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter für die land⸗ Der Miniſter des Der Miniſter der geiſt⸗ 


Camphauſen. wirthſchaftlichen Angelegen⸗ Innern. lichen, Unterrichts- und 
heiten. Im Auftrage: Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Friedenthal. v. Klützow. Im Auftrage: 
Foerſter. 


Indem wir vorſtehende Inſtruction nebſt deren kaſſen, Kirchen⸗ und Schulvorſtände reſp. Gemeinde⸗ 
Anlagen zur öffentlichen Kenntniß bringen, beauftragen Kirchen⸗Käthe wird demnächſt noch beſondere Verfü⸗ 
wir die Herren Landräthe, die Amtsvorſteher und Ge: gung ergehen. 
meindevorſtände auf dieſelbe noch beſonders aufmerkſam Marienwerder, den 11. April 1877. 
zu machen. An die Kataſter⸗Controleure, Kreisſteuer⸗ Königliche Regierung. Abtheilung des Innern 


——— 


über die Vertheilung der Rentenbank⸗ und der Domai⸗ 


Vorläufige Special⸗Anweiſung 


nen⸗Amortiſations⸗ bezw. Domainen⸗Renten nach dem 


ID 


Geſetze vom 25. Auguſt 1876 (G.⸗S. S. 405). 


der Rentenbank-⸗Renten an die RentenbankDirek⸗ 
tion, hinſichtlich der Domainen⸗Amortiſations⸗ 


5. 


6. 


und der Domainen⸗Renten an die Regierung (Ab⸗ 
theilung für direkte Steuern, Domainen und 
Forſten) zu berichten. Letztere Behörden werden 
weitere Anweiſung event. die in jedem Falle vom 
Kataſter⸗Controleur zuvor zu beantragende Genehmi⸗ 
zur Vornahme von örtlichen Ermittelungen, Ver⸗ 
meſſungen u. ſ. w. ertheilen. 


Bei Benutzung des Muſters B. zum Renten⸗Ver⸗ 


theilungsplane iſt namentlich Folgendes zu be⸗ 
achten: 

a. Die Ausfüllung der Artikel⸗Nummer, unter 
welcher das zertheilte Grundſtück im Renten⸗ 
Kataſter Angetragen iſt (in der Ueberſchrift 
auf der erſten Seite) erfolgt auf Grund der 
von der Kreisſteuerkaſſe am Kopfe des 
Muſters A. gemachten Angabe. 

b. Die Vertheilung der Renten (Spalte 19 

bis 22) erfolgt geſondert nach Rentenbank⸗ 

und Domainen⸗Amortiſations⸗ bezw. Do⸗ 
mainen⸗Renten, ferner nach den verſchie⸗ 
denen Gattungen der Renten (4 ½⸗ oder 

Sprozentige) und endlich für jede Art der 

Renten nach den verſchiedenen Uebernahme⸗ 

Terminen. Im letztern Falle, d. h. wenn 

mehrere Renten an verſchiedenen Terminen 
auf die Rentenbank übernomſzen find, find 


nahme⸗Termine in den betreffenden Spalten 
19 bis 22 untereinander aufzuführen. 


die Theilrenten unter Angabe der Ueber⸗ U 
* 


o. Das Datum der Auflaſſungs⸗ Erklärung, 


rückſichtlich des zertheilten Grundſtücks (auf 
Seite 4 des Muſters B. in der Anerken⸗ 
nungs⸗Erklärung der Betheiligten) iſt vom 
Kataſter⸗Controleur vor Abſendung des 
Plans an den Gemeinde⸗Vorſtand auf Grund 
der Angabe in Spalte 19 der grundbuch⸗ 
amtlichen Eigenthums⸗Veränderungs⸗Liſte 
auszufüllen. 
Nach Aufſtellung des Vertheilungsplans iſt der⸗ 
ſelbe dem Gemeinde Vorſtande zur Bekanntmachung 
an die Intereſſenten zu überſenden. 
Nach Rückempfang des Plans, bezw. nach Ablauf 
der 2ltägigen Beſchwerdefriſt iſt eine Ausfertigung 
des Plans der Rentenbank⸗Direktion bezw. der 
Regierung (Abtheilung für direkte Steuern, Do⸗ 
mainen und Forſten) nebſt den etwa eingegangenen 
ſchriftlichen, oder mündlich zu Protokoll erklärten 
Einwendungen der Betheiligten zur weiteren Ver⸗ 
anlaſſung zu überſenden. 
Auf Verlangen ſind den Betheiligten Ab⸗ 
ſchriften des publicirten Plans gegen Erſtat⸗ 
tung der Copialien zuzuſtellen. 


Die Rentenbank. Direktion bezw. die Regierung 


ſetzt ſodann den Kataſter⸗Controleur von der er⸗ 
folgten Beſtätigung des Plans durch Rückſendung 
des letzteren, welcher von der betreffenden Behörde 
mit dem Beſtätigungsvermerk zu verſehen iſt, in 
Kenntniß. 


— 6 — 


Der Kataſter⸗Controleur hat darauf unver⸗ tereſſe der Trenngrundſtücks⸗Erwerber erforderlich 
züglich eine Abſchrift des beſtätigten Vertheilungs⸗ geweſenen Ermittelungen an Ort und Stelle die 
plans in Gemäßheit des § 8 des Geſetzes vom geſetzlichen Tagegelder und Reiſekoſten zu vergüten. 

205. Auguſt v. J. dem Landrath (in Stadtkreiſen Ueber die ihm zuſtehenden Gebühren, Tage⸗ 
dem Gemeindevorſtande) zu überſenden. gelder und Reiſekoſten hat der Kataſter⸗Controleur 

8. Die Benachrichtigung von der erfolgten Verthei⸗ eine Koſtenrechnung nach dem anliegenden Muſter 
lung der Rente an die Kreisſteuerkaſſen behufs C. aufzuſtellen, in welcher zugleich die Vertheilung 
Berichtigung der Renten⸗Kataſter erfolgt nicht durch der Koſten auf die einzelnen Trennſtückserwerber 
den Kataſter⸗Controleur, ſondern iſt ebenſo wie gemäß § 6 des cit. Geſetzes zu bewirken ift. 


die Bewirkung der Ablöſung der dazu geeigneten Die Koſtenrechnung iſt Seitens des Kataſter⸗ 
Renten⸗Sache der Rentenbank⸗Direktion bezw. der Controleurs gleichzeitig mit dem Rentenverthei⸗ 
Regierung. lungs⸗Plane der Renkenbank⸗Direktion bezw. der 
9. Der Kataſter⸗Controleur hält zum Erſatze für Regierung vorzulegen, welche dieſelbe zu prüfen 
die mit der Renten⸗Vertheilung verbundenen Ge⸗ event. zu berichtigen und feſtzuſtellen und alsdann 
ſchäftsunkoſten eine Gebühr, welche für jedes mit der Kreisſteuerkaſſe mit der Weiſung zuzufertigen 
Renten belegte Trenngrundſtück hat, die feſtgeſetzten Beträge nöthigenfalls durch 
a. wenn das getheilte Grundſtück in 5 Trenn⸗ Vermittelung der Orts erheber von den Trennſtück⸗ 
Grundſtücke oder weniger zerfällt, eine Mark, erwerbern einzuziehen und an den Kataſter⸗Con⸗ 

b. wenn daſſelbe in 6 bis 10 Trenngrundſtücke troleur auszuzahlen. 
zerfällt, neunzig Pfennige, Die von den Kataſter⸗Controleuren quittirten 
e. wenn daſſelbe in mehr als zehn Trenn⸗ Rechnungen ſind demnächſt — gleichviel ob ſie 
grundſtücke zerfällt, achtzig Pfennige Rentenbant-, oder Domainen⸗Amortiſations⸗ bezw. 
beträgt. Domainen⸗Renten betreffen — Seitens der Kreis⸗ 
Außerdem ſind dem Kataſter⸗Controleur für kaſſe terminsweiſe angeſammelt an die Regierungen 


die lediglich wegen der Rentenvertheilung im In⸗ zu den Acten des Kataſter⸗Bureaus einzureichen. 


Muſter A. 
Nentenvertbeilung 


„„ . Kataſteramt 
„Bezirk Etatsjahr 
An die Königliche Kreisſteuerkaſſe zu N 
n 

Der Königlichen Kreisſteuerkaſſe wird hierneben die grundbuchamtliche SH e 
Nr. mit dem Erſuchen mitgetheilt, in dem umſtehenden Formular gefälligſt anzugeben, ob und 
welche Rentenbank⸗Renten oder Domainen⸗Amortiſations⸗ bezw. Domainen⸗Renten auf dem getheilten Grund: 
ftüde ruhen und alsdann Gegenwärtiges nebſt der Anlage an das unterzeichnete Kataſteramt zurückgelangen 


zu laſſen. 
Königliches Kataſteramt. 


D D 


Eingegangen 

. Arſchriftlic zurück an das Königliche Kataſteramt zu 
nd das Erforderliche vermerkt worden iſt. 

a Königliche Kreisſteuerkaſſe. 


Ein egangen H 0 0 M ® * 0 
A 


INN. e aa a 7 


Art. ame des Beſitzers.) 


Auf dem Grundſtück ruhen an Renten und ſind 


d Segel übernommen: mn 
8 Bezeich⸗ z 5 — — - 

= nung des 1 ie Flächeninhalt | ER April — Ss RL April am De der 
5] Hypothe⸗ d fi des Grund. I NA 
Glen, reſp. Gi 10 Ce ſtückes laut Receß laut Neceß laut Neceß laut Receß Rente. 
2 Grund⸗ Wë GC ; vom | vom von vom 5 
ZS buches. a re | E 
& S 


a. Rentenbant: Renten. 


b. Domainen⸗Amortiſations⸗ bezw. Domainen⸗Renten. 


| 
7 
| le 


Kreis Nr. Nm. Muſter IB. (u 5. . d 
Femeinde⸗Bezirk N. N. Kataſter⸗Amt N. N. 


Etats⸗Jahr 187/18. 


Renten ⸗Vertheilungs: Plan 


über die auf dem im Grundbuche von n Band... Blatt. . 
eingetragenen, zertheilten Grundſtücke ruhenden Rentenbank: (Domainen⸗Amortiſations⸗ oder Domainen⸗) 
Renten. Artikel⸗ Nummer . des Renten⸗Kataſters. 
ren enn 8 
o An 
den Gemeinde⸗Vorſtand 


zu 


mit dem Erſuchen, den gegenwärtigen Rentenvertheilungslan den Betheiligten mit dem Eröffnen bekannt zu 
machen, daß etwaige Beſchwerden gegen die Rentenvertheilung gemäß 8 5 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876, 
betreffend die Vertheilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen ꝛc. (G.⸗S. S. 405) binnen einer 
Präcluſivfriſt von 21 Tagen nach Bekanntmachung des Plans ſchriftlich oder mündlich bei dem unterzeich⸗ 
neten Kataſteramte anzubringen ſeien. 

„Wenn die Betheiligten mit der Rentenvertheilung einverſtanden ſind, iſt von denſelben die auf der 
Rückſeite vorgedruckte Erklärung zu vollziehen. 


8 


Der gegenwärtige Plan iſt, gleichviel ob Beſchwerden erhoben werden oder nicht, binnen längſtens 
5 Wochen mit der Beſcheinigung des Tages, an welchem der Plan den Betheiligten bekannt gemacht worden 


iſt, 


Daß der gegenwärtige Rentenvertheilungsplan den Betheiligten am. ten 
gemacht worden iſt, wird hierdurch amtlich WE 


an das unterzeichnete Kataſteramt zurückzugeben. 


Königliches Kataſter⸗Amt. 


bekannt 


en ten 18 
Bisheriger Beſtand SZ, Gegenwärtiger 
Jahres⸗ 
Artikel betrag Artikel 
Grund⸗ der Mut⸗ Des bis⸗ Geſammt⸗Grund⸗] der | Grund: der Mut: Des gegen⸗ 
Buch terrolle herigen Ei⸗] Geſammt⸗ ſteuer⸗Reinertrag | Grund⸗] Buch terrolle wärtigen Ei: 
bezw. Nr.] genthümers] Flächeninhalt. | bezw. Gebäude: bez. Ge⸗ bezw. Nr. genthümers 
der Ge⸗ Name, Vor⸗ ſteuer⸗Nutzungs⸗ bäude⸗ | der Ge: Name, Vor⸗ 
bäude⸗ name, Stand Werth ſteuer. al bäude⸗ name, Stand 
= 3 | Beer. und Wohn: 5 8 S ſteuer⸗ und Wohn⸗ 
55 Fgolle ort. Thaler. 7100 GE Rolle. ort. 
Debt, Ar. M. % 4 e, 
Ye ER aa | 5. D 
1 
2 
| 8. 
| | g 
| 
H 
ge. — Summa! 
` ber 
3 Grundſteuer⸗ det Steuer Betrag der zu übernehmenden 
Bezeich 8 Kultur⸗ Reinertrag per . K Rentenbank⸗] Domainen⸗ 
nung des 8 art bom ehe bezw. Grund⸗ Lifte die Renten 8 
Grund: | & | Gattung Flächeninhalt. Nutzungs⸗ | fteuer | einer: nach den Uebernahme⸗Terminen 
ſtücks [es 8 der werth der [bezw.] nen geſondert. 
nach Lage P „Gebäude Gebäude. De KÉ 
u. ſ. w. 8 D LE e E 
f 2 S = Thlr. ien feuer. chümer. 4½% ] 5% 4½% ] 5% 
* SS Hekt. Ar. M. % I Ai , , , l, / 
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15. 16, 


117, Tse 
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Nenn Ek Sup. 
Wir Endesunterzeichneten 


laut Auflaſſungs⸗Erklärung r Beſiter und Erwerber vorſtehend bezeichneter 
Liegenſchaften und Gebäude erkennen hiermit | die Kg ber Kë uns En Rentenquoten an. 


ben . ten 
Vorſtehende Mear) SSC hiermit beglaubigt und gegenwärtiger Plan nunmehr an das 
Königliche Kataſteramt zu . wieder zurückgegeben. 
der Gemeinde-Borftan, 


Muſter C. (zu . E 


k Rentenvertheilung . 
Kreis G .. Kataſt erat 
DN ee: Bezirk NEE 
Koſtenrechnung 
des 
Kataſterkontroleurs für die Anellung CN RN 
Planes über die auf dem Grundſtücke Band . Blatt des Grundbuchs 
N ruhenden Renten. 
Berechnung der Betrag. Der Trennſtückserwerberf Sabres der Anteil an den Grfammtloßen. 
Geſammtkoſten. M Name, Stand u. Wohnort.] mar. pf. Mark. pf 
| L IN 3. | 4. | 5. 


ter ne fe 
Die im 1. Abſatze des § 6 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 bezeichnete Gebühr iſt jedem Trennſtücks⸗ 
erwerber mit dem unter Nr. 9 dieſer Anweiſung beſtimmten Satze zur Laſt zu legen. 

2. Dagegen ſind die im 2. Abſatze des § 6 a. a O. bezeichneten Koſten nach Verhältniß der in Spalte 4 


anzugebenden Rentenantheile auf diejenigen Trennſtückserwerber zu vertheilen, in deren Intereſſe Ermit⸗ 
telungen an Ort und Stelle erforderlich geweſen ſind. 
Së | 


3 lit SR N aufgeſtellt In calculo geprüft und ent auf M 4 
Weg den 9 r den Ban 


Der Kataſterkontroleuk. 


Die vorſtehende Koſtenrechnung wird in ihren einzelnen Beträgen und zur Summe von . A 
unter Bezugnahme auf § 6 des Geſezes vom 25./8. 76, betr. die Verth. d. öff. Laſt. bei Grundſith. (G. 8. 
S. 405) hierdurch feſtgeſtellt und die Königliche Kreisſteuerkaſſe . angewieſen, die in Spalte 5 bezeich⸗ 
neten einzelnen Beträge, nöthigenfalls unter Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel, durch den betreffenden 
Ortserheber von den Ke gemachten Trennſtückserwerbern einzuziehen und an den Kataſterkontrolleur 


Herrn gegen Vollziehung der untenſtehenden Quittung auszuzahlen, endlich 
die vorſehende een beitimmungemäßig a an Zi Königliche E Ga a en. 


e ge ten. 
(Königliche Regierung.) 


Cd — 


Quittung. 
Vorſtehenden Betrag von . . . Maik Pf. aus der Königlichen Kreisſteuer⸗Kaſſe empfangen 
zu haben beſcheinige ich durch dieſe Quittung. 


J Der Kataſter⸗Controleur. 


Formular. 

Plan 
zur Vertheilung der von dem zufolge Auflaſſung vom getheilten Grundstück Nr. 
des Grundbuchs m .. an die Kirche und Pfarre in. zu entrichtenden Abgaben. 
Bemerkungen. 


1. Nur Abgaben und Leiſtungen, welche auf dem getheilten Grundſtücke ſelbſt haften oder mit Rückſicht auf 
deſſen Beſitz zu entrichten ſind (dingliche Laſten), werden in den Vertheilungsplan aufgenommen. 

2. Die Ausfüllung der Spalten 1 bis 4 geſchieht auf Grund des beſtätigten Rentenvertheilungsplans. 

3. Die auf dem Hauptgrundſtücke haftenden dinglichen Zuften find in die Spalten 5 bis 10 unter a. einzu: 
tragen; die Veriheilung auf die Trennſtücke, einſchließlich des Reſtgrundſtücks, erfolgt in denſelben Spalten 
unter b.; falls nicht $ 2 Abſatz 2 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 zur Anwendung kommt, iſt die 
Vertheilung nach demſelben Verhältniß wie die Vertheilung der Rente (Spalte 4) zu bewirken. 


Renten⸗ 
bank⸗ ZE , | Dienftliche Abgaben an den 
Nu (Domai⸗ Dingliche N an die Pfarrer und an den Dr 
Vorname, Flächen⸗ Kl ganiſten. 
und 3 dem | mer 
Wohnort | 3 Renten | | kun⸗ 
der = —| verthei⸗ Baare Baare gen. 
Eigen⸗ & er lungs⸗ Geld⸗ u. Spann | Hand: | Geld- u. Spann⸗ Hand: 
thümer. | Plan Natural⸗ Dienſte. Dienſte. | Natural: Dienſte. dienſte. 
2 | vom. Beiträge. Beiträge. ö 
d „ „ 2 | H 
& N — * | 
Hekt. Ar. [M. M | 4 | 
Gë 3. 1.22 "H nr] I. JO eg 


a. Des (getheilten) Hauptgrundſtücks. 


| | | | ! 


— — I — 


„ — P —— 1 —————— 


b. Der durch die Theilung entſtandenen Trennſtücke. 


794 


Vorſtehender Vece e wird auf Grund des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 feſtgeſtellt. 
Sue nee r EE EE 
(L. 8.) Der Gemeindekirchenrath (Kirchenvorſtand). 
(Unter ſchriften.) 


— — 


Drus der R. Kanter'ſchen Hofbuch druckerei. 


Auf Ihren Bericht vom 5. d. M. will Ich die Mir vorgelegten Nachträge 
I. zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen Ritter— 
ſchaftlichen Kredit-Inſtituts, 

II. zu dem Statut der Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe 
hiermit landesherrlich genehmigen und weiſe Sie unter Rückſendung der Berichts⸗Anlagen an, jene Nach— 
träge mit dieſem Erlaſſe im geſetzlichen Wege zu veröffentlichen. 

Berlin, den 12. Mai 1877. 
Au (gez.) Wilhelm. 


den Miniſter der Juſtiz und den Miniſter für die (993.) Dr. Leonhardt. Dr. Friedenthal. 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


J. Uachtrag 


zu den 
reglementariſchen Veſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen 
Nitterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts. 


Auf den Grund der 88. 117 und 123 des mittelſt Allerhöchſter Confirmations-Urkunden des Königs 
Friedrich II. Majeſtät vom 15. Juni 1777 und 17. April 1784 beftätigten Reglements des Kur- und Neu: 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit-Inſtituts werden die bei demſelben beſtehenden Beſtimmungen wie folgt 
ergänzt beziehungsweiſe abgeändert: 


Art. I. 

Die Wahl der Deputirten zur General-Verſammlung der Ritterſchaftlichen Kreditverbundenen, 
der Mitglieder des Engeren Ausſchuſſes, der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktoren, der Ritterſchafts⸗Direktoren, 
der Ritterſchafts⸗Räthe und Kommiſſarien, ſowie des Haupt⸗Ritterſchafts⸗Syndikus und der Provinzial⸗ 
Syndici erfolgt auf 6 Jahre. 

Die Ritterſchafts⸗Kommiſſarien find gleich den Ritterſchafts⸗Räthen von der Wählbarkeit zu Depu⸗ 
tirten der General⸗Verſammlung ausgeſchloſſen. 

Alle Ritterſchaftlichen Wahlen in den Provinzen des Inſtituts erfolgen Seitens der Kreditver— 
bundenen in Wahlverſammlungen nach abſoluter Stimmenmehrheit (mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen), wobei die Ertheilung von Stimm⸗Vollmachten an andere Mitglieder des Wahlver— 
bandes und die Einſendung ſchriftlicher Stimmen zuläſſig iſt. Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit, ſo kommen diejenigen zwei Perſonen, welche die meiſten Stimmen für ſich haben, auf die engere 
Wahl. Haben mehr als zwei Perſonen die meiſten und gleichviel Stimmen erhalten, ſo entſcheidet das 
durch die Hand des Vorſitzenden der Wahl⸗Verſammlung zu ziehende Loos darüber, wer auf die engere 
Wahl zu bringen iſt; in gleicher Weiſe erfolgt die Entſcheidung, wenn auch die engere Wahl keine ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit ergiebt. 


FA 


Art. II. 

In die General-Verſammlung entſendet die Provinz Altmark und Priegnitz 2, die Mittelmark 8, 
die Ukermark 8, die Neumark 12 Abgeordnete. Die Vertheilung auf die einzelnen Departements der Pro⸗ 
vinzen erfolgt, ſo weit ſie überhaupt erforderlich iſt, durch die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion für die gemäß 
dieſes Nachtrages zu berufende erſte General-Verſammlung. Letzterer bleibt eine anderweite Vertheilung der 
Abgeordneten auf die einzelnen Departements für die Folgezeit vorbehalten. Die Zahl der Vertreter der 
einzelnen Provinzen wird unter Berückſichtigung der Zahl der bepfandbrieften Güter rein, der Pfandbriefs⸗ 
Summen von 10 zu 10 Jahren von der General-Verſammlung unter Zuſtimmung des Königlichen Kom⸗ 
miſſarius von Neuem regulirt. 

Die Haupt⸗-Ritterſchafts-Direktoren nehmen an der Abſtimmung in der General-Verſammlung 
Theil, wenn die Beſchlußnahme nicht eine Beſchwerde über die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion betrifft. 

Die General-Verſammlung wird regelmäßig jährlich Ein Mal, außerdem nach Bedürfniß berufen. 

Geſchäftsgang und Disciplin in derſelben werden durch eine von ihr zu beſchließende Geſchäfts⸗ 
ordnung geregelt. 


Art. III. 

Die General-Verſammlung empfängt den Geſchäftsbericht der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion über 
die verſchiedenen Zweige der Inſtituts-Verwaltung, insbeſondere auch über die Ritterſchaftliche Darlehns⸗ 
Kaſſe, über das von dem Ritterſchaftlichen Kredit-Inſtitute mit verwaltete Neue Brandenburgiſche Kredit⸗ 
Inſtitut und über die aus der Betheiligung beider Inſtitute bei der Central-Landſchaft ſich ergebenden 
Verhältniſſe; ferner den Bericht des Engeren Ausſchuſſes über die ihm zugewieſenen Kontrol-Geſchäfte in 
den Inſtituts⸗Angelegenheiten. 

Der General-Verſammlung, welche, vorbehaltlich des Oberaufſichtsrechts des Staates, über alle 
Neuerungen in der Verfaſſung des Kredit-Inſtituts zu beſchließen hat, ſteht demgemäß auch allein die Ab⸗ 
änderung und Rektifikation der Taxgrundſätze zu. 

Die General⸗Verſammlung wählt die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktoren und den Haupt⸗Ritterſchafts⸗ 
Syndikus, und bildet die alleinige Beſchwerde-Inſtanz über die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion. 

Die General-Verſammlung ſtellt jährlich oder auf eine beſtimmte längere Periode die Verwaltungs⸗ 
Etats für das Kredit-Inſtitut und die Ritterſchaftliche Darlehns-Kaſſe feſt und ertheilt bei denſelben die 
Rechnungs⸗Dechargen. 

Die General⸗Verſammlung ertheilt ferner die Beſtätigung der, gemäß §. 13 des Regulativs vom 
15. März 1858 (Geſ.-Samml. S. 73) aufzuſtellenden Nachweiſungen darüber, daß der Geſammtbetrag 
der ausgefertigten und in Umlauf befindlichen Kur- und Neumärkiſchen Neuen Pfandbriefe den Geſammt⸗ 
betrag der dem Kredit-Inſtitute nach $. 4 des gedachten Regulativs zuftehenden Darlehnsforderungen nicht 
überſteigt, und trifft die in dem eben gedachten Regulative und in dem Statute der Ritterſchaftlichen 
Darlehns-Kaſſe vom 8. Januar 1873 (Gel Zomm, S. 47) dem Engeren Ausſchuſſe zugewieſenen Ent⸗ 
ſcheidungen. 


Art. IV. 
Die General-Verſammlung bildet aus ihrer Mitte den Engeren Ausſchuß durch Wahl von ſechs 
Mitgliedern, ohne dabei an eine beſtimmte Vertheilung derſelben auf die einzelnen Provinzen des Kredit⸗ 
Inſtituts gebunden zu ſein. 


Art. V. 

Der Engere Ausſchuß, welcher nach Bedürfniß zuſammentritt, kontrolirt das Kaſſen⸗ und Rech⸗ 
nungsweſen des Kredit-Inſtituts und hat in Gemeinſchaft mit der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion die Be⸗ 
ſchlüſſe der General-Verſammlung vorzubereiten. Die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion kann zu dieſem Zwecke 
nach Bedürfniß auch die Ritterſchafts-Direktoren zuziehen. 
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Außer der Vorberathung von Proponendis für die General:Verfammlung hat der Engere Aus— 
ſchuß insbeſondere folgende laufende Geſchäfte wahrzunehmen: 
a) die Kontrole der Ritterſchaftlichen Saiten mit Einſchluß der Ritterſchaftlichen Darlehns⸗ 

Kaſſe, namentlich durch Abhaltung extraordinairer Kaſſenreviſionen unter Zuziehung tech— 

niſcher Rechnungsverſtändiger. Die Kaſſenreviſionen haben ſich jedesmal gleichzeitig auf 

alle in dem Geſchäftshauſe befindlichen Kaſſen zu erſtrecken. Die Verpflichtungen der Haupt⸗ 

Ritterſchafts⸗Direktion hinſichtlich der Abhaltung regelmäßiger und außerordentlicher Kaſſen⸗ 

reviſionen und wegen Betheiligung der Central⸗Landſchafts⸗ Direktion bei letzteren bleiben 

unberührt; 

die nachträgliche Prüfung der von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion ertheilten Abſchreibungs⸗ 

Konſenſe und Unſchädlichkeits⸗Atteſte bei bepfandbrieften Gütern; 

die Vorprüfung der gemäß §. 13 des Regulativs vom 15. März 1858 aufzuſtellenden 

Nachweiſung darüber, daß der Geſammtbetrag der ausgefertigten und in Umlauf befindlichen 

Kur⸗ und Neumärkiſchen Neuen Pfandbriefe den Geſammtbetrag der dem Kredit-Inſtitute 

nach $. 4 des gedachten Regulativs zuſtehenden hypothekariſchen Darlehnsforderungen nicht 

überſteigt; 

d) die Vorprüfung behufs Abnahme aller Verwaltungs-, Amortiſations- und Zins-Rechnungen 
des Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts und der Rechnungen der Ritterſchaftlichen Darlehns⸗Kaſſe; 

o) die Einſicht und Vorprüfung des Rechnungsweſens des Neuen Brandenburgifchen Kredit: 
Inſtituts und der Central⸗Landſchaft, inſoweit dabei das Ritterſchaftliche Kredit-Inſtitut 
betheiligt iſt; 

1) die Funktionen der nach 88. 11 und 12 des Regulativs vom 15. März 1858 zur Mitvoll⸗ 
ziehung Kur⸗ und Neumärkiſcher Neuer Pfandbriefe berufenen Kommiſſion, deren beſondere 
Wahl erliſcht (vergl. Art. IX.); 

g) die Berichterſtattung an die General : Berfammlung über die Erledigung der Geſchäfte 
sub a. bis f. 


b 
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Art. VI. 

Die dem Engeren Ausſchuſſe gemäß Art. V. ad a. bis f. obliegenden Geſchäfte können gültig von 
zwei Mitgliedern deſſelben vorgenommen werden. 

Iſt über die Anbringung oder Vorbereitung eines Proponendi für die General-Verſammlung 
eine Verſtändigung zwiſchen dem Engeren Ausſchuſſe und der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion nicht zu erreichen, 
worüber event. auf Antrag der letzteren oder der Mehrzahl der zum Engeren Ausſchuſſe gewählten Mitglieder 
eine geſonderte Abſtimmung erfolgen kann, fo hat die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion über die Angelegenheit 
die weitere Beſchlußnahme der General-Berfammlung herbeizuführen. 

Uebrigens findet bei dem Engeren Ausſchuſſe die Geſchäfts-Ordnung der General-Verſammlung 
die geeignete analoge Anwendung. 


Art. VII. 
Die Mitglieder der General⸗Verſammlung und des Engeren Ausſchuſſes erhalten im Falle der 


Anweſenheit in Berlin zur Erledigung ritterſchaftlicher Geſchäfte Diäten und Reiſekoſten nach den für die 
Königlichen Beamten der dritten Rang⸗Klaſſe geſetzlich normirten Sätzen. 


Art. VIII. 
Die Vereidigung eines neugewählten Haupt⸗Ritterſchafts⸗ Direktors, Nitterfchafts - Direktors und 
Haupt⸗ ⸗Ritterſchafts⸗Syndikus erfolgt nur in Gegenwart der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion durch den Bor: 
ſitzenden der letzteren. 
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Art. IX. 

Aus dem Umlaufe zurückgezogene ältere und Neue Kur⸗ und Neumärkiſche Pfandbriefe werden 
zuſammen mit den zugehörigen Kupons und Talons in Gegenwart eines Mitgliedes der Haupt⸗Ritterſchafts⸗ 
Direktion und des Haupt-Ritterſchafts⸗Syndikus kaſſirt und in den Pfandbriefs⸗Regiſtern gelöſcht. 

Das im vorletzten Satze des §. 12 und in 8. 27 des Regulativs vom 15. März 1858 vorgefehene 
Atteſt wird von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗ Direktion ausgeſtellt, und zwar unter Vollziehung durch Ein 
Mitglied derſelben und unter Gegenzeichnung Seitens des Haupt⸗Ritterſchafts⸗Syndikus. 


Art. X. 
Die Haupt⸗Direktion ernennt alle ritterſchaftlichen Kaſſen⸗, Büreau⸗ und Unterbeamten, Aſſiſtenten 
und Diätarien; jedoch bei den Provinzial-Direktionen auf deren Vorſchlag. 


Die Kandidatenliſten für die Wahl der Ritterſchafts⸗ Direktoren, der Ritterſchafts-Räthe und 
Kommiſſarien, ſowie der Syndici werden von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion, nach Anhörung der 
Provinzial» Direktionen, feſtgeſtellt. 


Die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion ift befugt, den ritterſchaftlichen Syndicis, Kaſſen-, Büreau⸗ und 
Unterbeamten Penſionen nach Analogie der für Staatsbeamte ähnlicher Kategorien beſtehenden Grundſätze 
aus Fonds des Kredit⸗Inſtituts zu bewilligen. 


Art. XI. 

Die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion iſt berechtigt, in geeigneten Fällen die Aufnahme von Taxen in 
einer Provinz des Inſtituts, nach Anhörung der dortigen Ritterſchafts-Direktion, den Ritterſchafts⸗Räthen 
oder Ritterſchafts-Kommiſſarien einer benachbarten anderen Provinz des Inſtituts aufzutragen. Der Be⸗ 
auftragte tritt zu der Direktion im Gebiete des Taxobjekts in das Verhältniß eines Kommiſſarius ad hoc 
mit dem Anſpruche auf entſprechende Vergütungen. 


Art. XII. 
Eine Pfandbriefsbeleihung nach Erwerbspreiſen der Güter findet nicht mehr ſtatt. 


Art. XIII. 

An Stelle des §. 2 des Regulativs vom 3. Oktober 1868 betreffend die Feſtſtellung des ritter⸗ 
ſchaftlichen Taxwerthes von Gütern und deren Bepfandbriefung nach Maßgabe der behufs der Grundſteuer⸗ 
Veranlagung ermittelten Reinerträge (Geſetz-Sammlung S. 894) tritt folgende Beſtimmung: 

Zum Zwecke der Feſtſtellung des ritterſchaftlichen Taxwerthes wird der 35 fache Betrag des behufs 
der Veranlagung und Untervertheilung der Grundſteuer nach dem Geſetze vom 21. Mai 1861 (Geſetz— 
Sammlung, S. 253), der Verordnung vom 12. Dezember 1864 (Geſetz-Sammlung, S. 673) und dem Geſetze 
vom 8. Februar 1867 (Geſetz- Sammlung, S. 185) endgültig ermittelten jährlichen Reinertrages des Grund- 
ſtücks, ſowie der 10 fache Betrag des nach den 88. 4 und 5, Nr. 1 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 
(Geſetz-Sammlung, S. 317) ermittelten jährlichen Nutzungswerthes des Wohnhauſes als Kapitalwerth 
ausgeworfen. 

Letzterer kann, falls die Nachweiſungen über die wirklichen Erträge des betreffenden Guts keinerlei 
Bedenken erregen, einen Zuſchlag von 5 bis 15 Prozent erfahren, wegen ſolcher eigenthümlichen, beſonders 
günſtigen, bleibenden Momente in den Werthsverhältniſſen des Guts, die grundſätzlich bei dem Verfahren 
wegen Ermittelung des Reinertrages behufs der Grundſteuerveranlagung überhaupt nicht, oder doch nur 
unweſentlich zur Geltung gelangt ſind. 


Als ſolche konkreten, beſonders vortheilhaften, bleibenden Momente in den Werthsverhältniſſen des 
Gutes konnen namentlich in Betracht kommen: 

J) außerordentlich bequemer und günſtiger Abſatz der Rohprodukte, 

2) vortheilhafte Lage der Grundſtücke in Bezug auf Arrondiſſement, 

3) günſtige wirthſchaftliche Lage und zweckmäßige, dauerhafte Bauart der Gebäude, 

4) beſonders günſtiges Verhältniß der Wieſen und Weiden, (Gras⸗Ländereien, permanente, 
raume Weidereviere), 

5) bleibende Gelegenheit zur leichten Beſchaffung reichlicher, natürlicher Düngemittel außer⸗ 
halb des Taxgutes, 

6) zweckmäßige Drainagen. 

Von dem ſolchergeſtalt ermittelten Kapitalwerthe wird der 20 fache Betrag der auf dem Grund— 
ſtücke haftenden Abgaben (§. 5) — die Naturalabgaben nach den publizirten 14 jährigen Durchſchnitts⸗ 
preiſen zu Gelde berechnet — abgeſetzt, und die nach dieſem Abzuge verbleibende Kapital-Summe als 
Gutswerth behufs der Pfandbriefsbeleihung angenommen, vorausgeſetzt jedoch, daß ſich dabei für ein 
Rittergut mindeſtens ein Werth von 6000 Thlr., für andere Güter mindeſtens von 20,000 Thlr. ergiebt. 

Der §. 41 des Statuts der Central-Landſchaft für die Preußiſchen Staaten (Geſ.⸗S. 1873, 
S. 309) findet auf Pfandbriefsdarlehne, welche auf Grund der nach vorſtehenden Beſtimmungen erfolgten 
Feſtſtellung des Gutswerthes gewährt find, erſt dann Anwendung, wenn für dieſe Beſtimmungen die im 
§. II a. a. O. vorbehaltene Zuſtimmung der Central⸗Landſchafts⸗Direktion ertheilt iſt. 


Art. XIV. 

Die Haupt⸗Ritterſchafts-Direktion hat im Verwaltungswege grundſätzlich auf Vereinfachung und 
Verminderung der Kaſſengeſchäfte bei den Provinzial- Direktionen und möglichſte Konzentration der ge 
ſammten Kaſſen⸗Angelegenheiten des Kredit-⸗Inſtituts am Sitze der Haupt⸗Direktion und der Haupt⸗Ritter⸗ 
ſchafts⸗Kaſſe als Centralſtelle, unter geeigneter Heranziehung und Vermittelung der Ritterſchaftlichen Dar: 
lehnskaſſe, hinzuwirken. 

Der General⸗Verſammlung bleibt vorbehalten, nach Maßgabe der Erfahrungen zur geeigneten Zeit 
die zur vollſtändigen Durchführung der anzuſtrebenden Konzentration des Kaſſenverkehrs etwa erforderliche 
Modifikation der betreffenden reglementariſchen Beſtimmungen des Kredit⸗Inſtituts zu beſchließen. 


Art. XV. 

Bis zur Konſtituirung des Engeren Ausſchuſſes und der General-Verſammlung des Neuen Branden- 
burgiſchen Kredit⸗Inſtituts nach Maßgabe des Titels VI. des Statuts vom 30. Auguſt 1869 (Geſetz⸗ 
Sammlung, S. 1034) iſt die Beſtätigung der gemäß §. 21 aufzuſtellenden Nachweiſung darüber, daß der 
Geſammtbetrag der ausgefertigten und in Umlauf befindlichen Neuen Brandenburgiſchen Pfandbriefe den 
Geſammtbetrag der dieſem Kredit: Inftitute nach $. 8 zuſtehenden Darlehnsforderungen nicht überſteigt, 
ſowie die Rechnungs⸗Decharge für letzteres (§. 51) Seitens der General-Verſammlung des Kur- und Neu: 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts zu ertheilen, nach der entſprechenden Vorprüfung durch den 
ritterſchaftlichen Engeren Ausſchuß. 


II. Uachtrag 


zum 


Statut der Kur- und Neumärkiſchen Nitterſchaſtlichen Darlehns- Kaffe 
vom 8. Januar 1873. 


Die nachſtehend aufgeführten Paragraphen des durch Allerhöchſten Erlaß vom 8. Januar 1873 genehmigten 
Statuts der Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehns⸗Kaſſe werden wie folgt abgeändert, und 
lauten nunmehr: 
Sr Sp 
Die Darlehns: Kaffe führt die Firma: 
„Kur- und Neumärkiſche Ritterſchaftliche Darlehns⸗Kaſſe.“ 
Inhaberin dieſer Firma iſt das Kur- und Neumärkiſche Ritterſchaftliche Kredit-Inſtitut. 
Der Sitz der Haupt⸗Nitterſchafts⸗-Direktion zu Berlin iſt auch der Sitz der Darlehns-Kaſſe. 


F. 4. 
Die Darlehns-Kaſſe iſt befugt: 

a. Darlehne und Depoſiten für ihren Geſchäftsverkehr anzunehmen. Die Depoſiten dürfen, 
ſofern ſie jeder Zeit rückzahlbar ſind, und darüber in Giro- oder Check-Rechnung verfügt 
wird, nur unverzinslich, ſofern fie aber in laufender Rechnung verzinſt, oder dafür ver: 
zinsliche, auf beſtimmte Namen lautende Depoſitenſcheine ausgegeben werden, nur unter 
Feſtſetzung einer Kündigungsfriſt von mindeſtens drei Tagen angenommen werden; 

b. Werthgegenſtände in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen; 

c. disponible Kaſſenbeſtände nutzbar zu machen durch Diskontirung, Kauf und Beleihung von 
Wechſeln nach den Grundſätzen der Reichs-Bank, und Weiterbegebung dieſer Wechſel mit 
ihrem Giro; durch Erwerbung und Beleihung von ſicheren ländlichen Hypotheken, oder von 
Werthpapieren nach den Grundſätzen der Reichsbank, jedoch mit Ausdehnung auf die vom 
Norddeutſchen Bund und Deutſchen Reiche emittirten Schuldverſchreibungen und die auf 
den Inhaber lautenden Papiere, welche Staaten, Kommunal⸗Verbände und andere Korpo: 
rationen des Deutſchen Reiches ausgeben, endlich durch Hinterlegung bei Bankhäuſern und 
Bank⸗Inſtituten. 

Bei der Gewährung von Lombard-Darlehnen bleibt der Darlehns⸗Kaſſen⸗Verwaltung 
eine nähere Vereinbarung mit dem Schuldner über ihre Befriedigung wegen Kapital, Zinſen 
und Koſten insbeſondere dahin vorbehalten, das gewährte Unterpfand, ſofern es in fungiblen 
Sachen beſteht, die einen Marktpreis oder Börſenkurs haben, ſelbſtſtändig — alſo ohne 
Verpflichtung zu desfallſigen Anträgen bei Gericht — zu verſilbern. Dieſer Befugniß der 
Verwaltungen hat ſich jeder Darlehnsnehmer bei Eingehung eines derartigen Lombard⸗ 
geſchäfts ausdrücklich zu unterwerfen; 

d. Kommiſſions⸗ und Realiſations⸗Geſchäfte, insbeſondere auch die Vermittelung von Hypotheken 
gegen Proviſion zu beſorgen, ſowie Kredite und Darlehne unter den von der Haupt-Ritter⸗ 
ſchafts⸗Direktion näher feſtzuſtellenden Sicherheiten, der Regel nach nicht über 6 Monate 
hinaus, zu bewilligen. 
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8. 8. 

Der Vorſteher hat den Betrieb und die Verwaltung der Geſchäfte der Darlehns-Kaſſe und der 
geſammten Fonds nach Maßgabe der von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion ertheilten Inſtruktion zu führen. 

Derſelbe hat die Stellung eines Handlungsbevollmächtigten in Gemäßheit des Artikels 47 des 
Handels⸗Geſetz⸗Buchs. Zur Girirung von Wechſeln iſt er mit der im §. 11 vorgeſchriebenen Einſchränkung 
ermächtigt. Im Uebrigen iſt er zur Eingehung von Wechſelverbindlichkeiten nicht befugt. 

Er iſt auch ermächtigt, die Darlehns⸗Kaſſe in allen Prozeſſen, ſowohl als Klägerin, wie als Ver⸗ 
klagte zu vertreten, ſowie Eide Namens der Darlehns⸗Kaſſe zu leiſten. 


Set, 
Alle Schriftſtücke der Darlehns-Kaſſe werden unter dem Namen: 
„Kur- und Neumärkiſche Ritterſchaftliche Darlehns-Kaſſe“ 

ausgefertigt. 

Zur gültigen Zeichnung dieſer Schriftſtücke ſind die Unterſchriften zweier dazu beſtellter Beamten 
erforderlich, dies gilt insbeſondere auch für die Girirung von Wechſeln. 

Die Quittungen über die zur Kaſſe eingehenden Gelder und Effekten werden vom Rendanten 
und Kontroleur vollzogen. 


Buch- und Zeitungsdruckerei von M. Ant. Nie nden f, Berlin, Alte Jacobsſtraße 139 
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